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Antrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und Fraktion (AfD) 

Bayerische Unternehmen vor weiterem Bürokratiemonster schützen: Nein zum 
Lieferkettengesetz! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 
das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) abgeschafft wird.  

 

 

Begründung: 

Am 01.01.2023 tritt das LkSG in Kraft, das bayerische Unternehmen massiv belasten, 
die Inflation weiter anheizen und die Arbeitsbedingungen in betroffenen Entwicklungs-
ländern verschlechtern wird. 

Erst kürzlich warnte vbw-Präsident Wolfram Hatz vor „einer strukturellen Gefährdung 
des Wirtschaftsstandorts Bayern“ und beklagte: „Obwohl der Autoindustrie Teile vorn 
und hinten fehlten, bürde man den Unternehmen mit dem Lieferkettengesetz jetzt auch 
noch ein neues Bürokratiemonster auf. Es ist einfach nur unsäglich.“1 

Der Präsident des Verbandes „Die Familienunternehmer“ Reinhold von Eben-Worlée 
beurteilte die Folgen des LkSG folgendermaßen: „Deutsche Mittelständler werden un-
tergehen“.2 

Die bürokratische Mehrbelastung ist enorm: Im Rahmen des Lieferkettengesetzes müs-
sen deutsche Unternehmen zu jedem Vorgang einen Fragebogen mit 437 Fragen be-
antworten. Bei Nichtbeachtung drohen Bußgelder von bis zu 8 Mio. Euro. 

Umfragen des ifo Instituts zeigen, dass 43 Prozent der heimischen Industrie negative 
Auswirkungen durch erhöhten Bürokratie- und Dokumentationsaufwand durch das 
LkSG erwarten.3 

Das neue Gesetz wird die nicht wertschöpfende Lizenzierungs- und Beratungsbranche 
noch weiter aufblähen und die historische beispiellose Inflation noch weiter anheizen. 
Laut einer Umfrage des IW Köln müssen mindestens 8 Prozent der Unternehmen für 
das notwendige Monitoring externe Dienstleister beauftragen. Um die zusätzlichen Kos-
ten zu finanzieren, beabsichtigt jedes fünfte Unternehmen, die Preise für seine Produkte 

                                                           
1 SZ (2022). Verband sieht Wirtschaftsstandort Bayern in Gefahr. URL: https://www.sueddeutsche.de/bay-

ern/konjunktur-muenchen-verband-sieht-wirtschaftsstandort-bayern-in-gefahr-dpa.urn-newsml-dpa-
com-20090101-221124-99-646179 

2 Sackmann C. (2022). Warum Deutschlands Unternehmen vor dem Lieferkettengesetz zittern. Focus. 
URL: https://www.focus.de/finanzen/news/unternehmen/viel-buerokratie-wenig-ertrag-haften-fuer-kin-
derarbeit-nahendes-lieferkettengesetz-besorgt-deutsche-unternehmen_id_180400714.html 

3 Flach L. (2021). Firmen erwarten einen höheren bürokratischen Aufwand durch das Lieferkettengesetz. 
ifo Institut. URL: https://www.ifo.de/pressemitteilung/2021-06-11/firmen-erwarten-einen-hoeheren-buer-
okratischen-aufwand-durch-das 
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zu erhöhen und damit die Kosten an die Kunden zu überwälzen.4 Bei einer gegenwär-
tigen Erzeugerpreisinflation von knapp 35 Prozent ist dies absolut untragbar.5 

Weit davon entfernt, Menschenrechte, Arbeitsbedingungen und ökologische Standards 
in den Entwicklungsländern zu verbessern, wird das LkSG sowohl der deutschen Wirt-
schaft als auch den Lieferländern schaden. Einerseits wird es die bereits jetzt sehr an-
gespannten Wertschöpfungsketten deutscher Unternehmen erheblich beeinträchtigen 
und die Kosten für Rohstoffe und Vorprodukte noch weiter erhöhen. Im schlimmsten 
Fall könnten bis zu 7 Prozent der deutschen Einfuhren mit einem Gesamtwert von 
77,3 Mrd. Euro (2,3 Prozent des BIP oder 931 Euro pro Einwohner) betroffen sein.6 An-
dererseits werden sich die betroffenen deutschen Unternehmen aus diesen Lieferlän-
dern zurückziehen müssen, was die dortigen Arbeitnehmer in noch schlechtere Arbeits-
bedingungen des informellen Sektors drängen wird; sowie deren Bruttosozialprodukt 
wie z. B., das von Kambodscha, Vietnam und Malaysia, um bis zu 1 Prozent reduzieren 
wird.7 

Die Erfahrung aus Frankreich, wo 2017 das „Loi de Vigilance“ eingeführt wurde, zeigt 
die negativen Auswirkungen des Lieferkettengesetzes auch für die Entwicklungsländer: 
Die Importe von Vorprodukten gingen zurück, was einkommensschwachen Exportlän-
dern schadete, hauptsächlich ehemaligen französischen Kolonien.8 

                                                           
4 Kolev. G., Neligan A. (2022). EU-Lieferkettengesetz: Jedes fünfte Unternehmen will Preise erhöhen. IW 

Köln. URL: https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/galina-kolev-adriana-neligan-jedes-fuenfte-
unternehmen-will-preise-erhoehen.html 

5 Felbermayr G., Sandkamp A. (2021). Kann der Staat es wirklich besser? Neodirigismus am Beispiel des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes. IfW Kiel. URL: file:///C:/Users/knoeb/Downloads/Jahresheft-
2022_Freies-Unternehmertum-und-staatliche-Lenkung_Stiftung-Familienunternehmen.pdf 

6 Kolev G., Neligan A. (2021). Nachhaltigkeit in Lieferketten. IW Köln. URL: https://www.iwkoeln.de/filead-
min/user_upload/Studien/policy_papers/PDF/2021/IW-Policy-Paper_2021-Lieferketten-Nachhaltig-
keit.pdf 

7 Kolev G., Neligan A. (2022). Trade Effects of Supply Chain Regulations: Empirical Evidence from the Loi 
de Vigilance. IW Cologne. URL: https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Re-
port/PDF/2022/IW-Report_2022-Effects-of-a-supply-chain-regulation.pdf 

8 Destatis (2022). Erzeugerpreise Oktober 2022: +34,5 % gegenüber Oktober 2021. URL: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Erzeugerpreisindex-gewerbliche-Produkte/_in-
halt.html 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und 
Digitalisierung 

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 18/25659 

Bayerische Unternehmen vor weiterem Bürokratiemonster schützen: Nein zum 
Lieferkettengesetz! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Gerd Mannes 
Mitberichterstatter: Benjamin Miskowitsch 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, 
Medien und Digitalisierung federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse ha-
ben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sitzung am 26. Ja-
nuar 2023 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: kein Votum 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Kerstin Schreyer 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der SPD, der FREIEN WÄHLER, der CSU, der FDP und der AfD. Gegenstimmen? – 

Sehe ich keine. Enthaltungen? – Herr Kollege Bayerbach (fraktionslos). Damit über

nimmt der Landtag diese Voten.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und Fraktion 
(AfD) 

Drs. 18/25659, 18/27039 

Bayerische Unternehmen vor weiterem Bürokratiemonster schützen:  
Nein zum Lieferkettengesetz! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Gerd Mannes
Abg. Benjamin Miskowitsch
Abg. Hep Monatzeder
Abg. Manfred Eibl
Abg. Annette Karl
Abg. Albert Duin



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 

auf:

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 

Fraktion (AfD)

Bayerische Unternehmen vor weiterem Bürokratiemonster schützen: Nein zum 

Lieferkettengesetz! (Drs. 18/25659)

Ich hatte bereits bekannt gegeben, dass auch hierfür namentliche Abstimmung bean-

tragt wurde. Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit der Fraktionen beträgt 32 Minu-

ten. Das Wort hat Herr Abgeordneter Mannes für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! Das 

Lieferkettengesetz ist ein weiterer schädlicher und freiheitsfeindlicher Eingriff in die so-

ziale Marktwirtschaft. Die existenzvernichtende Regulierung für Unternehmen wird 

damit weiter verschärft, insbesondere für den Mittelstand. Wir hatten das heute beim 

Gesetzentwurf der GRÜNEN schon einmal diskutiert; da war ein ähnlicher Sachver-

halt.

Ich habe hier bereits vor zwei Jahren ausgeführt, warum das Gesetz ein verantwor-

tungsloser politischer Fehlgriff ist, genauer gesagt: Es ist ein weiteres Beispiel für irrra-

tionalen linken und grünen Größenwahn. Leider sind Sie von den Altparteien alle nicht 

lernfähig und halten an dem zerstörerischen Gesetz fest.

Das Lieferkettengesetz trägt nicht zur Wahrung sozialer und ökologischer Standards in 

Lieferstaaten bei. Das muss man auch einmal sagen. Es verhindert auch nicht zuver-

lässig die Einfuhr von Waren, die fragwürdig produziert wurden. In den meisten Län-

dern der Welt werden sich Zulieferbetriebe einfach mit gekauften oder gefälschten 

Zertifikaten als sauber ausweisen. Diese Aushebelung von politisch festgelegten Stan-
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dards erleben wir seit Jahrzehnten bei vielen sinnlosen Zertifikaten für irgendwelche 

Produkte. Beim Lieferkettengesetz wird es nicht anders sein.

Viele Unternehmen planen jetzt, das notwendige Monitoring auf externe Dienstleister 

zu übertragen. Es wird also eine komplexe Zertifikateindustrie etabliert, die Bürokratie 

schafft, viel Geld kostet und freies Unternehmertum komplett abwürgt – wertschöpfend 

nur für Berater, die Geschäfte machen, ohne Mehrwert zu schaffen.

Die Auswirkungen des Gesetzes auf Arbeitnehmerrechte oder Umweltschutz in Ent-

wicklungsländern sind doch kaum messbar. Was aber sehr wohl messbar ist, sind die 

inakzeptablen und verheerenden Folgen für betroffene Unternehmen in Deutschland.

43 % der bayerischen Industriebetriebe – also fast die Hälfte – erwarten infolge dieser 

neuen Zwangsmaßnahmen negative Auswirkungen durch erhöhte Bürokratie und er-

höhten Dokumentationsaufwand. Die Auflagen gelten zwar zunächst für Unternehmen 

mit über 3.000 Mitarbeitern, aber auch kleinere Betriebe werden in Zukunft in den Gel-

tungsbereich des Gesetzes kommen.

Denkt man diesen Irrsinn weiter, dann ist irgendwann mal der Handwerksbetrieb von 

nebenan für die Einhaltung der Standards in Zentralafrika verantwortlich. – Ein absolu-

ter Wahnsinn. Etwas derart Weltfremdes können sich eben nur ignorante Berufspoliti-

ker ausdenken, die seit Jahrzehnten jeden Bezug zur Realwirtschaft verloren und 

keine Ahnung von Wirtschaft haben.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die Standortbedingungen in Deutschland von ideologiebesoffenen Politikern 

verschlechtert werden,

(Zuruf des Abgeordneten Klaus Adelt (SPD))
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dann wandern die betroffenen Betriebe einfach ins Ausland ab. So sieht’s doch aus. 

Zumindest die, die können, und zwar dorthin, wo es keine undurchdachte Regelungs-

wut gibt. So schaut’s aus.

Unternehmerverbände wie die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft und die Stif-

tung Familienunternehmen schlagen in den Medien bereits Alarm. Das Gesetz verfehlt 

nicht nur die gewünschte Lenkungswirkung, es beinhaltet auch weltfremde Vorgaben. 

So sieht beispielsweise der Fragebogen für Auslandsgeschäfte ganze 437 Antwort-

möglichkeiten vor, aus denen Unternehmen auswählen müssen. Bei Nichtbeachten 

drohen Bußgelder bis zu 8 Millionen Euro. – Leute, das ist absoluter Wahnsinn! Von-

seiten der Wirtschaft wurde bereits klargestellt, dass dieser Dokumentationsaufwand 

nicht geleistet werden kann.

Die Regierung zeigt hier eine gefährliche Bunkermentalität, wenn sie an den sinnlosen 

Vorschriften festhält. Die negativen Auswirkungen des Gesetzes sind Grund genug, 

um auf einer ersatzlosen Abschaffung des Gesetzes zu bestehen. Das machen wir! 

Nach dem Corona-Irrsinn –

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Die Redezeit ist zu Ende.

Gerd Mannes (AfD): – und der wohlstandsvernichtenden Klimapolitik muss mit der 

Zerstörung von Wertschöpfung Schluss sein.

Wir bitten um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist Herr Kollege 

Benjamin Miskowitsch für die CSU-Fraktion.

Benjamin Miskowitsch (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch die CSU-Fraktion unterstützt das Ansinnen, dass wir für unsere baye-
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rischen Unternehmen die besten Rahmenbedingungen brauchen. Wir tun das genau 

an der richtigen Stelle – und zwar in diesem Fall bei der EU.

Wir haben den Sachverhalt im Wirtschaftsausschuss ausführlich diskutiert. Deswegen 

gibt es hier heute nichts mehr hinzuzufügen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt eine Meldung zur Zwischen-

bemerkung des Abgeordneten Mannes. – Herr Mannes, bitte.

Gerd Mannes (AfD): Herr Miskowitsch, ich muss Sie noch einmal fragen: Wollen Sie 

dieses absolut schädliche und freiheitsfeindliche Lieferkettengesetz oder wollen Sie es 

nicht? Bisher haben Sie sich nicht so richtig dagegen gewehrt, im Gegensatz zu uns. 

Uns scheint es, dass Sie da nicht die Interessen der Arbeitnehmer der bayerischen 

Unternehmen vertreten.

Benjamin Miskowitsch (CSU): Herr Mannes, ich mag Ihre Wortwahl schon einmal 

nicht.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich weiß nicht, ob man in diesem Zusammenhang von "freiheitsfeindlich" sprechen 

darf. Wir arbeiten daran und wir hatten es im Wirtschaftsausschuss schon öfter; wir 

haben uns auch von anderer Seite mit der Thematik auseinandergesetzt. Natürlich 

wollen wir die besten Rahmenbedingungen für unsere Unternehmen hier bei uns in 

Bayern und wir wollen sie auch hier bei uns in Bayern behalten. Ehrlich gesagt zeigen 

die Zahlen doch durchaus, dass wir in Bayern eine sehr gute Wirtschaftspolitik ma-

chen und die Unternehmen einfach Vertrauen in die Staatspolitik haben.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke, Herr Kollege Miskowitsch. – 

Nächster Redner ist der Kollege Hep Monatzeder für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Hep Monatzeder (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Her-

ren! Nachhaltig erfolgreiches Wirtschaften geht nur mit Menschenrechten, Klima- und 

Umweltschutz. Ein Geschäftsmodell, das auf Ausbeutung aufbaut, kollabiert früher 

oder später. Wer aber will, dass die billigen Warenströme mit dem Leid und dem 

Drama der Menschen am Ende der Lieferkette bezahlt werden, wer will, dass billige 

Waren nach Deutschland kommen, ganz egal wie sie hergestellt und ob sie nach dem 

Lieferkettengesetz behandelt werden, wer beispielsweise will, dass Menschenrechte, 

Klima- und Umweltschutz nicht beachtet werden, und wer auch ausbeuterischer Kin-

derarbeit nichts entgegensetzen will, der muss einen solchen Antrag stellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Dürftigkeit der AfD-Anträge ist uns bekannt eben-

so wie die Verbreitung von Unsinn. – Herr Mannes, Sie haben wieder ein Beispiel ge-

liefert. Ehrlich gesagt habe ich schon lange niemanden mehr gesehen, der seinen ei-

genen Hirntod so öffentlich zelebriert, wie Sie das heute gemacht haben.

(Beifall der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER) – Widerspruch bei der 

AfD)

Herr Kollege, ich halte es eher mit Friedrich Hebbel, demzufolge es besser ist, nichts 

zu tun, als sich mit nichtigen Dingen zu beschäftigen. – Deswegen lehnen wir Ihren 

Antrag ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Monatzeder, bitte bleiben Sie 

noch am Mikrofon. – Es gibt eine Meldung zur Zwischenbemerkung des Herrn Abge-

ordneten Mannes.

Gerd Mannes (AfD): Ich muss noch einmal etwas sagen: Ich weiß nicht, wie lange Sie 

in der freien Wirtschaft waren; ich war es in meinem Leben fast dreißig Jahre lang. Ich 

habe eigentlich darüber gesprochen, dass es für die Unternehmen fast an Unmöglich-

keit grenzt, gut im Wettbewerb zu bestehen und gleichzeitig die ganzen bürokrati-
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schen Auflagen zu erfüllen. Das müssen Sie einmal anerkennen. Alle Unternehmens-

verbände haben das auch so gesagt. Ich weiß also nicht, worin die Hirnlosigkeit bei 

mir oder bei Ihnen besteht. Sie können das aber gerne noch einmal erklären.

Hep Monatzeder (GRÜNE): Herr Mannes, das sage ich Ihnen gern. Sie sind vollkom-

men aus der Zeit gefallen.

(Ruth Müller (SPD): Wie die ganze Partei!)

Der von Ihnen gestellte Antrag ist obsolet. Wir haben ein nationales Lieferkettenge-

setz; auf europäischer Ebene ist ein verschärftes Lieferkettengesetz unterwegs. Der 

von Ihnen gestellte Antrag ist vollkommen obsolet. Warum soll ich mich mit einem 

Thema auseinandersetzen, das schon mehr oder weniger gegessen ist? Daher habe 

ich gesagt, dass es keinen Sinn hat, näher darauf einzugehen. Die Diskussion dar-

über, was sinnvoll und was nicht sinnvoll im Rahmen eines Lieferkettengesetzes ist, 

haben wir hier auch mehrfach geführt. Auch in anderen Parlamenten und auf europä-

ischer Ebene wurde diskutiert. Die entscheidende Frage ist immer wieder: Schaffen 

wir es mit diesem Lieferkettengesetz, eine nachhaltige, menschengerechte und auf 

Umweltschutz bedachte Politik zu machen, oder tun wir das nicht? – Ich bin der Mei-

nung, dass es ein Lieferkettengesetz geben muss. Deswegen haben wir auch immer 

einem Lieferkettengesetz zugestimmt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke, Herr Monatzeder. – Nächster 

Redner ist der Kollege Manfred Eibl für die FREIEN WÄHLER.

Manfred Eibl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Grundsätzlich stehen wir FREIEN WÄHLER eindeutig für die Wahrung der Menschen-

rechte. Das ist unser Anliegen; das wurde hier mehrfach bei der Diskussion über das 

Lieferkettengesetz zum Ausdruck gebracht. Wir haben auch in unserer Anmerkung 

ganz klar ausgeführt, dass wir nicht zufrieden sind. Daraus resultierend hat es eine 
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Bundesratsinitiative gegeben, die in all ihren Punkten im Bund abgelehnt worden ist; 

das muss man dazu sagen. Wir werden unsere Kapazitäten und unsere Intentionen 

hierzu beim zukünftigen EU-Lieferkettengesetz einbringen,

(Gerd Mannes (AfD): Dann könnt ihr ja zustimmen!)

um alles zu tun, damit wir Unterstützung leisten und somit die Möglichkeiten für unsere 

Unternehmen in Bayern wahren. – Wir lehnen diesen Antrag ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Eibl. – 

Jetzt hat die Kollegin Annette Karl für die SPD-Fraktion das Wort.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Lieferket-

tengesetz ist seit dem 1. Januar in Kraft. Ihre Empörung kommt zu spät. Wir lehnen 

den Antrag ab.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Karl. – 

Nächster Redner ist der Kollege Albert Duin für die FDP-Fraktion.

Albert Duin (FDP): Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich war 

noch nie für das Lieferkettengesetz; das muss ich eindeutig sagen. Ich habe mich 

immer dagegen ausgesprochen, aber wir haben nun einmal eine europäische Gesetz-

gebung. Wir können nichts dagegen tun. Wir werden uns in Zukunft dagegen einset-

zen,

(Gerd Mannes (AfD): Genau wie wir! Deswegen haben wir den Antrag gestellt!)

weil auch viele Anliegen von Herrn Monatzeder einfach ein Wolkenkuckucksheim sind. 

Wir werden den Antrag ablehnen, weil es sich nicht lohnt, noch lange darüber zu dis-

kutieren.
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(Gerd Mannes (AfD): Doch, es lohnt sich!)

Wir lehnen den Antrag ab.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Duin. – 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 

kommen zur Abstimmung. Diese findet in namentlicher Form statt. Die Abstimmung ist 

eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 20:54 bis 20:58 Uhr)

Konnten alle Kolleginnen und Kollegen ihre Stimme abgeben? – Das ist ganz offen-

sichtlich der Fall; damit ist die Abstimmung geschlossen. Das Ergebnis wird außerhalb 

des Plenarsaals ermittelt und in Kürze bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 20:58 bis 20:59 Uhr)

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Antrag der AfD-Frak-

tion betreffend "Bayerische Unternehmen vor weiterem Bürokratiemonster schützen: 

Nein zum Lieferkettengesetz!", Drucksache 18/25659, bekannt: Mit Ja haben 18, mit 

Nein 134 Abgeordnete gestimmt; es gab eine Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag 

abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Die Sitzung ist beendet. Ich wünsche Ihnen einen schönen Feierabend.

(Schluss: 20:59 Uhr)
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